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Bildungspolitik als Instrument regionaler Entwicklungspolitik 

Die rHumliche Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland ist im wesentlichen gekennzeich­
net durch 
11 _ ~s weitere Wachsen der VerdichtungsrHume, 

- den fortschreitenden VerstHdterungsprozeß, 
- ! 

-cI.: rHuml iche Ungleichgewicht in der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung des Bundesgebietes, 

- den Wanderungstendenzen der Bevölkerung, 
- .; •• 11 (9). 

I 
Die ~roblematische Aufgabe der Raumordnungspolitik ist es, die rHumlich unterschiedlichen 
Entw,cklungstendenzen nach einem Leitbild zu steuem, das in seiner gesetz I ichen Normierung 
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"im wesentl ichen nur ausfUllungsbedUrftige Leerformeln" (MÜLLER, 26) enthält. Es fehlt eine 
Konkretisierung der Ziele und Grundsätze des Raumordnungsgesetzes. Nur fUr einzelne Teil­
fragen wie z. B. "Zentrale Orte", "Industrieller Standort", "Verbesserung des öffentl ichen 
Personennahverkehrs", "Entwicklung des ländlichen Raumes", usw. erfolgte durch Empfehlun­
gen des Beirats fUr Raumordnung die Formulierung von Gestaltungszielen. 

Die tatsächliche Raumstruktur weicht vom "imaginären" Leitbild der Raumordnung je nach Ge­
biet in zwei Richtungen ab: entweder ist die Bevölkerungsdichte und die Konzentration von 
Produktions- und Dienstleistungsbetrieben in einem Raum so hoch, daß die Raumordnungspol i-
tik aufgrund der Agglomerationsnachteile eine "Entballungspolitik" ist, oder einzelne Räume 
sind hinter der Gesamtentwicklung zurUckgeblieben, so daß die Raumordnungspolitik die Auf­
gabe einer "Entwicklungspolitik" zu Ubernehmen hat (ZIMMERMANN, 39). Zu den zuletzt 
genannten Gebieten gehören die ländl ichen Räume. Sie sind im Vergleich zueinander hetero­
gen strukturiert, und der Entwicklungsniveauabstand zu den Verdichtungsräumen ist sehr unter­
schiedlich, so daß je nach Entwicklungstyp differenzierte Strategien und tv\aßnahmen empfoh­
len werden, wobei von den Maßnahmen zur Verbesserung des Bildungsangebots und der Bildungs­
beteil igung eine besondere Entwicklungs- und Mobil itätsförderung erwartet wird (2). 

Die durch Bildung zu erreichende Qualität und Mabilität des Faktors Arbeit sind entschei­
dende Voraussetzungen fUr die in Entwicklungsstrategien angestrebte Umstrukturierung der 
Produktionsfaktoren. Unter Arbeitsmobilität wird sowohl die berufliche Mobilität als auch 
die räumliche Mabilität verstanden (BODENHÖFER, 4). Beide Formen der Arbeitsmobilität 
treten einzeln und kombiniert auf. 

Die mit der dynamischen Entwicklung von Gesellschaft und Wirtschaft verbundenen Änderungen 
der Arbeitsfunktionen erfordern eine berufliche Mobilität, die entweder durch eine im Bil­
dungsprozeß vermittelte Anpassungsfähigkeit oder durch Weiterbildung und Umschulung er­
reicht werden kann. Die organisatorische Struktur des Bildungswesens sowie die Bildungsziele 
und -inhalte sind in der Bundesrepublik Deutschland sehr stark auf die Qualifikationserforder­
nisse einzelner Berufe ausgerichtet. Der Schul er entscheidet bereits in einem fruhen Stadium 
seines Bildungsprozesses mit der Wahl des Bildungsweges, welchen Beruf er kUnftig ausuben 
wird. Diese enge Verknupfung von Ausbildungsrichtung und Arbeitsfunktion hat zur Folge, 
daß die Ausgebildeten zum Teil nicht flexibel genug sind, um ihre Kenntnisse in anderen 
Arbeitsfunktionen anzuwenden, fUr die sie nicht ausgebildet wurden. Die berufliche Mobili­
tät erfordert deshalb oft einen erneuten Eintritt in den Bildungsprozeß. 

Die Bereitschaft zur Weiterbildung oder Umschulung hängt nicht allein vom Bildungsangebot 
und von bildungspolitischen Förderungsmaßnahmen ab, sondern auch von einer Reihe anderer 
Faktoren. Der Einfluß dieser Faktoren ist oft so stark, daß die Schaffung finanzieller Unab­
hängigkeit und der Ausbau des Bildungsangebots allein nicht ausreichen, um die zum Teil ne­
gative Einstellung der ländlichen Bevölkerung zur beruflichen Bildung zu ändern (BUCHHOLZ 
und RENN ER, 5). 

Die räumliche Mobilität ist Uberwiegend eine Folge des Bildungsgrades. Nach einer Untersu­
chung, deren Ergebnisse allerdings nicht als repräsentativ fUr den ländlichen Raum angesehen 
werden können, sind die Hauptmotive der Wanderung zu je einem Drittel persönliche, beruf­
liche und wohnungsorientierte Grunde, während Schulen und Freizeitmöglichkeiten nur eine 
geringe Rolle spielen (WIETING und HÜBSCHLE, 38). Dagegen hat sich die Vermutung be­
stätigt, daß die Mobilität mit wachsendem Bildungsgrad steigt, und daß die Bevorzugung der 
Stadtregion zunimmt (WIETING und HÜBSCHLE, 38), da das Streben nach sozialem Aufstieg 
und höhere Einkommenserwartungen nur dort realisiert werden können. 

Wandert die Erwerbsbevölkerung aus dem ländlichen Raum ab, so kommen die im Bildungspro­
zeß vermittelten Qualifikationen anderen Räumen zugute. Diese Erkenntnis kann dazu fUhren, 
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daß die Gemeinden und Kreise im ländlichen Raum ihre Bildungsausgaben einschränken, um 
ihre Mittel fUr andere Infrastrukturinvestitionen zu verwenden, deren Wachstumseffekte inner­
halb der Verwaltungsgrenzen wirksam werden. 

Aus dieser Sicht wird die Frage, ob die Bildungspolitik als Instrument zur Förderung der räum­
lichen und beruflichen Mobilität im ländlichen Raum wirksam sein kann, in drei Stufen unter­
sucht: 

a) Welche Faktoren verhinderten bisher die Funktionsfähigkeit des Bildungswesens im 
ländlichen Raum? 

b) Welche besonderen Anforderungen sind aus der Sicht des ländlichen Raumes an eine 
Bildungsreform zu stellen? 

c) Können die derzeitigen Entscheidungsstrukturen der Bildungspolitik den hemmenden 
Einfluß einzelner Faktoren auf die Entwicklung des Bildungswesens im ländlichen Raum 
beseitigen und Reformen durchsetzen? 

2 Das Aktionsfeld der Bildun9!EQ!ltik 

2.1 Räumliche Bestimmungsfaktoren der Bildungssituation im ländlichen Raum 

Das viel zitierte Bildungsgefälle zwischen Stadt und Land ist nach seinen Ursachen und Pro­
blemen in verschiedenen Studien untersucht worden (PREISERT, 29; GEIPEL, 18; AURIN, 1; 
ERLINGHAGEN, 13; ROTH, 32; BERJOHANN und GEISSLER, 3; SCHORB und SCHMID­
BAUER, 34; FINZEN, 14). In ihnen standen zwei Fragestellungen im Vordergrund (GEIPEL, 
20): 

- Die Bedeutung des bestehenden Bildungsangebots fUr die Erschließung der Bildungsbereit­
schaft bzw. die Mobilisierung der Bildungsnachfrage durch Erweiterung des Bildungsange­
bots und davon abhängig die Lokalisierung des Standorts. 

- Die schichtenspezifischen und sozial psychologischen Hemmfaktoren der Bildungsbeteiligung 
und die Abgrenzung von Gruppen gleichen Bildungsverhaltens. 

Diese Untersuchungen haben die zentralen Probleme des Bildungswesens aufgedeckt; es fehlt 
jedoch noch eine VerknUpfung der Bestimmungsfaktoren in einer Theorie, die die Bildungs­
situation einzelner Räume hinreichend erklärt und Grundlage gezielter Aktionspläne zur Er­
reichung bildungspolitischer Ziele ist. 

Zwischen Angebot an Bildung und Nachfrage nach Bildung besteht ein enger wechselseitiger 
Zusammenhang. Einerseits ist das Angebot an Bildung Voraussetzung und Stimulator der Nach­
frage roch Bildung, andererseits bestimmt die Nachfrage nach Bildung die Struktur des Angebots 
an Bildung. Die bitdungspolitischen Entscheidungen Uber die Struktur des Angebots an Bildung 
und das individuelle Bildungsverhalten sind wiederum von einer Reihe von Faktoren abhängig, 
die die Struktur eines Raumes kennzeichnen (GEIPEL, 20): 

1. Demographische Faktoren wie Bevölkerungsdichte, Altersstruktur, natUrliehe Bevölkerungs­
entwicklung, räumliche Bewegungen usw. bestimmen das Bildungspotential und damit den 
Al.lsbaugrad des Bildungsangebots, die Dichte des Standortnetzes und die Erreichbarkeit des 
Bildungsangebots. Der ländliche Raum ist durch eine geringe Bevölkerungsdichte gekenn­
zeichnet. Die Bildungsbeteiligung nimmt mit zunehmender Entfernung vom Schulstandort 
ab. Um die Bildungsreserven im ländlichen Raum zu mobilisieren, mUßte der aus der Ent­
fernung zwischen Wohnort und Schulort entstehende Bildungswiderstand entweder durch 
eine gleichmäßigere räumliche Verteilung der Schulorte oder durch eine Verbesserung 
delr Verkehrsverbindungen beseitigt werden. Die "erfolgsoptimale Dezentralisierung" des 
Bi\dungsangebots steht im Widerspruch zu der von Pädagogen und Ökonomen geforderten 
"leistungsoptimalen Konzentration" (STORBECK, 35), so daß eine Konzentration des Ange­
bQts an Bildung nur durch eine Verbesserung der Schulwegbedingungen ausgegl ichen werden 
kann. 
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2. Die Nachfrage der Wirtschaft nach bestimmten Qualifikationen der Arbeitskrtlfte prtlgt 
ein fUr die wirtschaftliche Struktur typisches Bildungsverhalten und ein darauf ausgerich­
tetes Angebot an Bildungswegen. Der Zusammenhang zwischen Wirtschaftsstruktur, Bil­
dungsverhalten und Bildungsangebot Itlßt sich in Rtlumen, in denen die Erwerbspersonen 
ihr Einkommen Uberwiegend aus einem Wirtschaftssektor beziehen, sehr deutlich nachwei­
sen (GEIPEL, 19). In Itlndlichen Rtlumen, in denen entweder die Land- und Forstwirtschaft 
oder ein Industriezweig, der keine hohen Anforderungen an berufliche Qualifikationen 
stellt, eine beherrschende Rolle spielt, wird nur eine geringe Bildungsbeteiligung an wei­
terfuhrenden allgemeinbildenden und beruflichen Bildungswegen und ein wenig ausgebautes 
Bildungsangebot im zumutbaren Einzugsbereich festzustellen sein. Umgekehrt kann von der 
Arbeitskrtlftenachfrage die Bildungsbereitschaft stimuliert werden, wenn von der Bildung 
höhere Einkommen und sozialer Aufstieg erwartet werden. 

3. Individuelle und sozialbedingte Einflußfaktoren wie Begabung, Lernmotivation, soziale 
Umgebung, Einkommenserwartungen usw. grenzen Gruppen gleichen Bildungsverhaltens 
ab. Die Begriffe wie Begabung und Intelligenz haben sich gewandelt. Begabung wird nicht 
mehr nur als naturgegeben verstanden, sondern in die Begabungsentwicklung gehen sowohl 
das Gelernte, wie auch die Bedingungen der Erziehungsumwelt von der Phase der fruhkind­
lichen Sozialisation uber das Bildungsverhalten der Eltern bis zu den Lernbedingungen in 
der Schule mit ein (AURIN, 1). Die Untersuchungen uber das Bildungsverhalten des Indi­
viduums und ganzer Bevölkerungsgruppen betonen den Einfluß, der von der Einstellung des 
Elternhauses oder der Erziehungsumwelt ausgeUbt wird. PEISERT spricht von der "konser­
vativ-btluerl ichen Daseinsform als Bildungsbarriere" (PEISERT, 29), und GEI PEL macht 
das "traditional bestimmte Einheitsbewußtsein" (GEI PEL, 18) der Itlndl ichen Bevölkerung 
fUr die geringe Nachfrage nach Bildung mitverantwortlich. 

Der Erfolg der Bildungspolitik ist von den demographischen, ökonomischen und sozialen Fakto­
ren eines Raumes abhtlngig. Die Tatsache des noch bestehenden Bildungsgefälles zwischen 
Stadt und Land zeigt, daß die Bildungspol itik den Einfluß der außerhalb ihres Aktionsfeldes 
liegenden Faktoren entweder zu wenig berucksichtigt hat oder mit ihren Mitteln die negativen 
Wirkungen nicht beseitigen konnte. Zwar wurde durch Ausbau und Erweiterung des Bildungsan­
gebots in Verbindung mit Maßnahmen der Bildungswerbung die Nachfrage nach Bildung in 
einigen Itlndlichen Räumen erhöht (SCHORB und SCHMIDBAUER, 34), doch fehlt es der Bevöl­
kerung in diesen Rtlumen noch an einer echten Motivation zur Bildung. 

2.2 Motive des Bildungsverhaltens in ländlichen Räumen 

Der Wert der Bildung wird von einem großen Teil der ländlichen Bevölkerung gering geschätzt, 
weil eine Unsicherheit in der Beurteilung der eigenen Begabung oder der der Kinder besteht, 
und weil sie wegen der Ungewißheit uber die kUnftige Entwicklung des Arbeitsmarktes die durch 
die landwirtschaftliche Ttltigkeit noch gesicherte Existenz vorziehen. In einer Untersuchung 
im Raum Meschede und Schleiden wurden als GrUnde fUr die geringe Bildungsbeteiligung - nur 
knapp 30 v. H. der Befragten hatten eine Lehr- und Anlernzeit durchgemacht - und fUr die ge­
ringe berufliche Mobilität festgestellt (BUCH HOLZ und RENNER, 5): 

1. Es sind nur wenige an einer qual ifizierten Ausbildung und einer entsprechenden außerland­
wirtschaftl ichen Tätigkeit interessiert. 

2. Die Befragten waren in hohem Maße uninformiert uber Beratungs- und Ausbildungsmöglich­
keiten fUr außerlandwirtschaftliche Berufe. 

3. Die meisten Befragten waren mit den relativ hohen Verdienstmöglichkeiten als Ungelernte 
zufrieden. 
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4. Nur wenige der Befragten hatten die landwirtschaftliche Tätigkeit ganz aufgegeben, so 
daß kein Grund und keine Zeit für die Schaffung einer Dauerexistenz vorhanden ist. 

Diese Motive für eine geringe Bildungsbereitschaft sind durchaus verständlich. Wenn diese 
Verhaltensweisen als typisch bezeichnet werden können, dann ist die Wahrscheini ichkeit sehr 
gering, daß eine berufliche Mobilität durch freiwillige Bildungsbeteiligung erreicht wird. Ent­
weder sind die bildungspal itischen Förderungsmaßnahmen so attraktiv, daß der Einfluß der 
Hemmfaktoren kompensiert werden kann, oder Änderungen der Qua I ifikationsnachfrage aufgrund 
wirtschaftlicher Strukturänderungen oder Entwicklungsprozesse zwingen zur beruflichen Mobili­
tät. Für die Entwicklungsstrategien bedeutet diese Verhai tenshypothese, daß bildungspol itische 
Maßnahmen zur Mobilitätsförderung solange kaum Erfolg haben werden, wie keine individuell 
anerkannte Zwangssituation vorhanden ist. Dies ist in der Regel in Gebieten mit Aktivsanie­
rung nicht der Fall. 

2.3 Regionalisierung bildungspalitischer Programme 

Wegen der mangelnden Bereitschaft zur Weiterbildung und Umschulung kann eine höhere 
Qualität und Mobilität des Faktors Arbeit überwiegend nur von der Generation erwartet wer­
den, die die erste Bildungsphase durchläuft; vorausgesetzt, daß das Bildungsangebot im länd­
lichem Raum funktionsfähig ausgebaut worden ist. Diese Bedingung ist in vielen Gebieten nicht 
erfüllt (NOTH, 27). Der Ausbau und die Erweiterung des Bildungsangebots begann häufig 
erst Mitte der 60er Jahre. Es sind bereits wieder Engpässe festzustellen, da das zusätzliche 
Bildungsangebot nur anhand der tatsächlichen Nachfrage geplant wurde, ohne daß Verände­
rungen im Bildungsverhalten und die vom Angebot ausgehenden Mobilisierungseffekte berück­
sichtigt wurden. Der ländl iche Raum ist mit einzelnen Schul typen noch unterversorgt • Die 
lehr- und lernbedingungen entsprechen nicht den von der Bildungspol itik gesetzten Normen. 
Diese Situationsskizze trifft nicht fUr alle ländlichen Räume zu; zweifellos ist aber ein Nach­
holbedarf im Bildungsangebot noch zu decken, bevor das Bildungsangebot die von ihm erwar­
teten Funktionen erfüllen kann. 

Das Angebot an Bildung quantitativ und qualitativ zu verbessern, ist eine Aufgabe, die mit 
bestimmten finanziellen Mitteln in einem festgelegten Zeitraum gelöst werden kann. Dagegen 
bleibt die Mobilisierung der Bildungsnachfrage ungewiß, da sie von den Aktionen der Bildungs­
politik nur zum Teil beeinflußt wird. Räumlich unterschiedliche Einstellungen zu bildungspali­
tischen Zielen und unterschiedliche Rektionen auf bildungspolitische Nlaßnahmen verhindern, 
daß Chancengleichheit, qualifizierte AbschlUsse und Mobilität mit einheitlichen Programmen 
erreicht werden können. Je nach der Konstellation der Faktoren, die die sozioCSkonomische 
Struktur des jeweiligen Raumes bestimmen, muß über die Auswahl und den Intensitätsgrad der 
bildungspalitischen Nlaßnahmen neu entschieden werden. Die Abhängigkeit der Bildungsnach­
frage von räumlichen Bestimmungsfaktoren und der Einfluß, der von den im Bildungsprozeß ver­
mittelten Qualifikationen auf die wirtschaftliche Entwicklung ausgeht, erfordern eine Regio­
nalisierung der fUr das jeweilige Bundesland konzipierten Programme und eine Koordinierung 
der bildungspalitischen Ziele und Nlaßnahmen mit anderen Politiken von raumordnerischer Be­
deutung wie Verkehrspalitik, Agrarstrukturpalitik, Wohnungsbaupalitik usw. 

3 Anforderungen an eine Bildungsreform aus der Sicht des ländlichen Raumes 

Die Diskussion uber Reformen im Bildungswesen ist mit der pol itischen Auseinandersetzung über 
den Bildungsgesamtplan der Bund-länder-Kommission an einem HCShepunkt angekommen. Zu 
den Hauptpunkten, bei denen Meinungsverschiedenheiten bestehen, und die für den ländlichen 
Raum besonders wichtig sind, zählen die Organisation des Vorschulbereichs, die EinfUhrung 
der Gesamtschule und die Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung. 
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Die Bedeutung der Erziehung im vorschulischen Alter fUr die Entfaltung der Begabung und 
Ftlhigkeiten eines Kindes ist erwiesen. Eine obligatorische Vorschulerziehung könnte die 
Benachteiligungen der in der Begabungsentwicklung zurUckgebliebenen Kinder abbauen. Es 
ist jedoch eine Ironie, daß in dem Land, in dem FRÖBEL den Kindergarten grUndete, die 
wenigsten Kinder im Vergleich der westlichen Industrienationen Vorschuleinrichtungen besu­
chen (28). Nur 36 v.H. der Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren besuchten 1969 einen Kinder­
garten. Kindergtlrten und Vorschul klassen sind gerade im Itlndlichen Raum Mangelware 
(NOTH, 27). Da die meisten Kindergtlrten von privaten Organisationen unterhalten werden, 
ist die Finanzierung von den Beitrtlgen der Eltern abhtlngig, was zu einer Diskriminierung 
sozialer Gruppen mit niedrigem Einkommen fUhrt. Die Durchschnittskosten fUr einen Kinder­
schulplatz auf dem Lande sind wegen der Entfernung und der Personalknappheit höher als in 
der Stadt. Das Einkommensniveau der Bevölkerung und die Finanzlage der Gemeinden in länd­
lichen Gebieten Itlßt ohne eine Initiative der Bundesländer nicht erwarten, daß in diesen 
Rtlumen kUnftig mehr vorschulische Einrichtungen geschaffen werden. 

In der politischen Auseinandersetzung um die Gesamtschule wird darüber diskutiert, ob die 
integrierte oder die kooperative Form der Gesamtschule in allen Bundesländern einheitlich 
verwirklicht werden soll. Unabhtlngig von der Form entsteht fUr den Itlndlichen Raum die 
Frage, ob eine alle Schulformen von der Elementarstufe bis zur Sekundarstufe 11 umfassende 
Schuleinheit mit 3000 bis 4 000 Schulern im Itlndlichen Raum realisiert werden kann 
(ROLFF, 31). Das wird nicht möglich sein. Eine Benachteiligung des Itlndlichen Raumes Itlßt 
sich aber vermeiden, wenn einzelne Stufen dezentralisiert werden. Die Elementarstufe und 
Primtlrstufe sollten zusammen ein möglichst nahes Einzugsgebiet haben, auch wenn in beson­
ders dUnn besiedelten Rtlumen eine einzUgige Schule hingenommen werden muß. FUr die Sekun­
darstufen Itlßt sich eine Konzentration in den Mittelzentren nicht vermeiden, so daß größere 
Einzugsbereiche in Kauf genommen werden müssen. Dieser Nachteil muß durch verbesserte 
Schulwegbedingungen und durch Unterricht in Ganztagsschulen ausgeglichen werden. 

Mit der Integration von allgemeiner und beruflicher Bildung in der Sekundarstufe 11 soll ein 
höheres Ausbildungsniveau und eine Anpassungsftlhigkeit an die sich sttlndig tIndemden Anfor­
derungen im Arbeitsprozeß erreicht werden (DAMS, 6). Für die Reform des Bildungswesens 
bedeutet diese Zielsetzung eine starke Theoretisierung der Bildungsinhalte, die ihre Grenzen 
in der notwendigen Berufsbezogenheit der Bildung findet. Eine höhere Flexibilittlt des Bil­
dungswesens kann nur erreicht werden, wenn (MERTENS, 25): 

- die Bildungsinhalte aufgrund langfristiger Bedarfsprognosen zukunftsorientiert sind; 
- Bildungselemente gefunden werden können, die gemeinsamer Bestandteil verschiedener 

Arbeitsfunktionen sind; 
- die Bildungsinhalte theoretisiert werden können; 
- größere Bildungsbläcke von der Erstphase (Primtlr- und Sekundtlrbereich) in Folgephasen 

(Erwachsenenbildung) verlagert werden können; 
- die Lebensdauer von Bildungsprogrammen verkUrzt wird. 

Die Änderung der Bildungsziele und -inhalte wUrde die berufliche Bildung im Itlndlichen Raum 
von ihrer strengen Ausrichtung auf die regionalen Erfordernisse des Arbeitsmarktes befreien. 
"So können Ausbildungen, die sich an der landwirtschaftlichen Erzeugung orientieren, ihre 
Weiterentwicklung in einer Orientierung an der Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
erfahren. Ausbildungsangebote, die von Uberregionaler arbeitsmarktpolitischer Bedeutung sind, 
können einerseits berufliche Mobilittlt begUnstigen und andererseits die Ansiedlung struktur­
vertlndernder Wirtschaftsbetriebe erleichtern" (KAROW, 23). 

Die Auffassung, daß die Schulbildung als Grundlage fUr das Leben ausreicht, ist widerlegt 
worden. In Zukunft ist ein "lebenslanges Lernen" notwendig. Weiterbildung und Umschulung 
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erhalten im Bildungsprozeß eine immer stärkere Bedeutung. Sie können nicht mehr als korrek­
tiv individueller Fehlentscheidungen oder mangelnder Flexibilität der Erstausbilduhg bezeich­
net werden. Umschulung und Weiterbildung belasten den Einzelnen, den Arbeitgeber und den 
Staat. Um einen Ausgleich zu schaffen, wurden 1969 drei Gesetze - Arbeitsförderungsgesetz, 
Beruf~ildungsgesetz und Ausbildungsförderungsgesetz - verabschiedet. Die drei Gesetze er­
gänzer sich gegenseitig und bilden die gesetzliche Grundlage für eine die künftigen wirt­
schaftlichen, technischen und sozialen Änderungen einbeziehende Beschäftigungs- und Berufs­
förderungspolitik. Diese Gesetze sind zweifellos ein Ansatzpunkt, die berufliche Bewegli ch­
keit der Erwerbstätigen zu verbessern •. Der Rechtsanspruch auf Förderung gibt dem einzelnen 
Sicherheit und verkürzt die Fluktuationszeit. Die Förderungsmöglichkeiten der Gesetze wer­
den bisher rege in Anspruch genommen. Inwieweit die Zielgruppe "Bevölkerung im ländlichen 
Raum" sich beteiligt hat, und die Mobilität gesteigert werden konnte, wird noch zu unter­
suchen sein. 

4 Qer Einfluß der Gebietskörperschaften im ländlichen Raum auf die Bildung~itik 

4.1 Kompetenz- und Finanzverteilung im Bildungswesen 

Der Wille zur Reform des Bildungswesens ist bei allen am Entscheidungsprozeß Beteiligten vor­
handen. Jedoch ist kaum ein anderer zentraler Bereich der Gesellschafts- und Wirtschaftspoli­
tik so an ein überliefertes System gebunden und so zurückhol tend gegenüber Neuerungen wie 
die Bildungspolitik (ElBROIM-DROR, 12), so daß ein erhebliches M:Jß an Skepsis besteht, 
daß die Reformvorstellungen in dem von der Bund-länder-Kommission vorgesehenen Planungs­
zeitraum bis 1985 verwirklicht werden können. 

Der bildungspolitische Entscheidungsprozeß in der Bundesrepublik Deutschland ist auf verschie­
dene Weise institutionalisiert und rechtlich im ganzen ungeregelt. "An der Organisation des 
Bildul1gswesens und seiner Reform wirkt eine Vielzahl gesellschaftlicher Gruppen mit, die stän­
dig oder gelegentlich, formell oder informell auf die Entscheidungsprozesse im Bildungswesen 
einwirken. Es handelt sich um so unterschiedliche Gruppen wie Arbeitgeberverbände, Gewerk­
schaften, Elternverbände, Wissenschaftler, Kirchen, lehrerverbände, Trägerverbände sowie -
auf der Ebene der Bildungsinstitutionen - um die lehrenden, die lernenden und die Eltern der 
lernenden" (7). Diese wenn auch notwendige Vielfalt der Organisation verhindert wegen der 
unterschiedlichen Interessen und Motive, die die Beteiligten im Willensbildungs- und Entschei­
dungsprozeß durchsetzen wollen, ein einheitliches, wirksames und schnelles Handeln. 

Die Kompetenzen der Bildungspolitik sind auf verschiedene Träger verteilt. Die Kulturhoheit 
liegt bei den ländern. Durch Änderung des Artikels 91 GG hat der Bund ein Mitgestaltungs­
recht" Die länder und Kommunen bestimmen jedoch die M:Jßnahmen der Schulpolitik. Die 
Kommunen sind in der Regel Träger der Bildungseinrichtungen und kommen grundsätzl ich für 
die Sachkosten auf, während von den ländern die Personalkosten übernommen werden. Darüber­
hinaus beteiligen sich die länder an den Baukosten. Die Kommunen als Träger entscheiden 
über Errichtung, Ausbau und Schließung von Bildungseinrichtungen. Ansonsten sind die Schulen 
unselbständige Anstalten und mittelbar der Verwaltung zugeordnet (7). Eine Verflechtung von 
finanzieller Beteiligung und inhaltlicher Verantwortung zwischen Kommunen und land ist 
grundsätzlich zu begrüßen, doch werden die kommunalen Entscheidungen auf zweierlei Wegen 
kontrolliert: durch die Erlasse der Schulverwaltung und durch den Ermessensspielraum bei den 
Finanzzuweisungen. Damit ist die Entscheidungsfreiheit der Gemeinden auf ein formales Mini­
mum reduziert, denn die Finanzzuweisungen können durch keine andere Finanzierungsquelle 
ersetzt werden. Diese doppelte Kontrolle lähmt die kommunale Investitionsneigung im Bildungs­
sektor, worauf die geringe Elastizität der Erweiterung des Bi Idungsangebotes auf quantitative 
Änderungen der Bildungsnachfrage zurückzuführen ist. 
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Im Gegensatz zum schulischen Bereich Uberwiegen bei der beruflichen Fortbildung und Um­
schulung privatwirtschaftliche Verbände mit öffentlich - rechtlichen Funktionen und private 
Unternehmen als Tröger. Die weitgehende private Verantwortung in diesem Bildungsbereich 
wird allgemein kritisiert. "Die Vielzahl der Tröger der Weiterbildung und die Vielseitigkeit 
des Angebots erweisen sich wohl als fruchtbar, sind aber zugleich Ursache fUr die unbefrie­
digende Gesamtsituation. Solange nicht ein Mindestmaß an ordnenden Absprachen und tv\aß­
nahmen besteht, und gewisse gemeinsame Prinzipien gelten, bleibt das Weiterbildungsange­
bot im Bundesgebiet örtlich und qualitativ ungleichmäßig, unsystematisch und unkoordiniert" 
(8). 
Nicht nur die Organisation der Trägerstrukturen hemmt die DurchfUhrung bildungspolitischer 
Programme sondern auch die finanzielle Lastenverteilung. Die Länder und Gemeinden teilen 
sich die Finanzierung der Schulausgaben im Verhältnis 70:30 (FREUND, 15). Aufschlußreich 
ist die Differenzierung der Schulaufwendungen nach Gemeindegrößenklassen: mit abnehmen­
der Größenklasse nimmt der Anteil der Schulausgaben an den Gemeindehaushalten zu, aber 
die Schulausgaben je Einwohner sinken (FREUND und STRACK, 16). Die Steuereinnahmen 
der Gemeinden und Städte werden fast vollständig fUr Personalausgaben in anderen Verwal­
tungsbereichen verwendet. 

"Alle Überlegungen zur regionalen Bildungsplanung und zu ihrer Finanzierung mUssen davon 
ausgehen, daß Ungleichgewichte zwischen örtlicher Wirtschaftskraft und örtlichem Bildungs­
bedarf vorhanden sind und die Tendenz haben, im gesellschaftlichen Wandel und wirtschaft­
lichem Wachstum immer neu zu entstehen" (EDDING, 11). Gerade in den Gebieten mit 
dringendem Nachholbedarf im Bildungsangebot besteht die Gefahr, daß Anpassungsmaßnahmen 
wegen fehlender finanzieller Mittel verhindert werden. 

4.2 Entscheidungsverhalten der Kommunen bei Bildungsinvestitionen 

Nicht nur die mangelnde Entscheidungsfreiheit der kommunalen Schulträger, deren geringer 
Einfluß auf die bildungspolitischen Entscheidungen der Länder und fehlende Fincinzmittel bei 
den Kommunen, sondern auch deren Entscheidungsverhalten bei Bildungsinvestitionen wirken 
sich negativ auf die Bildungssituation im ländlichen Raum aus und stehen der Verwirklichung 
von Reformen entgegen. Die externen Wirkungen der Bildung werden nicht allein in dem 
Raum wirksam, fUr den der zuständige Träger die öffentlichen Ausgaben getätigt hat. Von 
den Bildungsinvestitionen profitieren auch andere Regionen, da das Bildungsangebot einen 
die Verwaltungsgrenzen der Träger Uberschreitenden Einzugsbereich hat, und die durch den 
Bildungsprozeß vermittelten Qualifikationen räumlich mobil sind (HIRSCH and MORTON, 21). 

Die Breitenwirkung kann fUr den Bereich der von den Kommunen getätigten Bildungsinvesti­
tionen zu Fehlentscheidungen fUhren. "Das Argument ist plausibel: Da die Wirkungen staat­
licher Investitionsausgaben sich praktisch nie auf jenen geographischen Bereich beschränken, 
in dem sie de facto getätigt werden, ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
auszuschl ießen, daß die Summe regionalspezifischer optimaler (zentraI staatl ich unbeschränk­
ter) Lösungen mit dem gesamtwirtschaftlichen Optimum identisch ist" (RAMSER, 30). In die­
sem Zusammenhang werden zwei Thesen vertreten: WEISBROD (37) ist der Auffassung, daß 
föderalistische Entscheidungen zu einer Unterversorgung im Bildungsangebot fUhren, während 
RAMSER (30) eine tendenzielle Überversorgung bei dezentraler Planung der Infrastrukturaus­
gaben ableitet. Beide Thesen bestehen je nach Verhaltensannahmen der regionalen Entschei­
dungsträger zu Recht. 

Wenn die kommunalen bildungspolitischen Entscheidungsträger nach dem Kriterium der regio­
nalen Wohlfahrtsmaximierung entscheiden, dann werden die Regionen, deren Bildungsange­
bot Uberwiegend fUr Räume außerhalb der Verwaltungsgrenzen nutzbar gemacht wird, ihre 
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bildungspolitischen Anstrengungen minimieren, die Bildungsausgaben niedrig halten und ver­
suchen, die Finanzierung einem anderen Träger zu Ubertragen (WEISBROD, 37). Die Bil­
dungsinvestitionen haben in diesem Fall in dem Raum, in dem sie getätigt wurden, einen 
wachstumshemmenden Effekt, da die Mittel nicht in anderen stimulierenden Infrastrukturbe­
reichen eingesetzt werden konnten (MÜLLER, 26). Die Kommunen, die aus den Bildungsin­
vestitlonen anderer Räume Vorteile ziehen, neigen vielleicht dazu, ihre Bildungsanstrengun­
gen ebenfalls zu reduzieren, da sie trotzdem zu Nutznießern der externen Vorteile der Bil­
dung werden. Sind diese Verhaltensannahmen realisitisch, so beeinflußt die Breitenwirkung 
des Bildungsangebots die bildungspolitischen Entscheidungen der Kommunen negativ. Das Bil­
dungsangebot wird nicht entsprechend den bildungspolitischen Zielen ausgestattet. 

Nimmt man aber an, daß die Finanzierung keine restriktive Wirkung hat, da die kommunalen 
Entscheidungsträger entweder ausreichende Einnahmekompetenzen besitzen, oder ihnen in 
ausreichendem iitaße Kredite zur VerfUgung stehen, und daß durch zusätzl iche Bildungsinvesti­
tionen die Attraktivität des Raumes erhöht werden soll, dann liegt es nahe, eine "gegenseiti­
ge Eskalation der Infrastrukturausgaben zu vermuten, da offensichtl ich durch Erhöhung der 
Infrastrukturausgaben beim Nachbar eigene Erhöhungen provoziert werden, will man nicht Ge­
fahr ICllufen, private Investoren an andere Regionen zu verlieren" (RAMSER, 30). Die Annahme 
von ul'lbeschränkten Finanzierungsmöglichkeiten ist fUr ländliche Räume wenig realitätsnah. 
Die Abwerbungsmotivation trifft sicher fUr einige Verdichtungsräume als Ve rha I tensannahme zu. 
Unter ökonomischen Aspekten, wenn in das Kaikul der Entscheidungsträger die Breitenwirkungen 
des Bildungsangebots eingehen, scheint deshalb eine Tendenz zur Unterversorgung im ländlichen 
Raum begrUndet zu sein. 

4.3 Die Rolle der Kommunen bei der Bildungsplanung 

Geht man von der Kompetenz- und Finanzverteilung aus und unterstellt das beschriebene Ent­
scheidungsverhalten der kommunalen Entscheidungsträger, dann ergeben sich erhebliche Schwie­
rigkeiten bei der Realisierung der Reformvorstellungen. Auch wenn die Kommunen mit weniger 
als einem Drittel an den Bildungsausgaben beteil igt sind, so darf ihre Rolle bei der Durchfuh­
rung von Reformen nicht unterschätzt werden. Die Kommunen sind die Träger der schulischen 
Einrichtungen und entscheiden uber den Bau, die Erweiterung oder die Schließung von Schulen. 
Durch die unmittelbare Beruhrung kennen die unteren Verwaltungsbehörden die Verhaltensweise 
und die Bildungsbereitschaft der Bevölkerung, können sie fUr die Planung antizipieren oder 
versuchen, sie zu beeinflussen. 

Die hierarchische Struktur der Schulverwaltung und die Bindung der Schul träger an die Schul­
gesetze ist zwar eine gute organisatorische Voraussetzung fUr die Durchsetzung bildungspol i­
tischer Ziele, aber es fehlt der zentralen Entscheidungsinstanz in den Bundesländern an Infor­
mationen, die eine Auswahl und Intensitätsbestimmung der Maßnahmen entsprechend der sozio­
ökonomischen Struktur des jeweiligen Raumes ermöglichen. Ohne eine solche Differenzierung 
der bildungspolitischen iitaßnahmen lassen sich Reformen nicht realisieren. Die Verhaltenswei­
sen und Reaktionen sind von Raum zu Raum so unterschiedlich, daß die einheitliche Durchfuh­
rung eines Programmes zu unterschiedl ichen Erfolgen fuhren muß. Nur die Kommunen haben 
wegen ihrer Unmittelbarkeit zur Bevölkerung und der Überschaubarkeit des Verwaltungsraumes 
die fUr die Differenzierung notwendigen Kenntnisse. Den Kommunen fehlt es jedoch an geeig­
netem Personal, das diese Kenntnisse in eine zielwirksame Bildungsplanung umsetzen könnte. 
Eine dezentralisierte Planung bei den Kommunen ist aber nicht sinnvoll, da die zufällig ge­
steckten Verwaltungsgrenzen in der Regel nicht mit der organisch gewachsenen Raumeinheit 
ubereinstimmen, und eine "Kirchturmpolitik" gefördert werden wUrde, die sich fUr das gesamte 
Bildungswesen nachteilig auswirkte. Deshalb sollte versucht werden, eine größere Durchlässig­
keit der Informationen von den Schulträgern und unteren Schulverwaltungsbehörden an die 
Kultusministerien zu erreichen. Die Bildungsplanung sollte davon abgehen, Programme fUr ein 
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Bundesland zu entwickeln, sondern versuchen, die Programme auf homogenere Raumeinheiten 
zu regionalisieren. Bei der Planung sollten die zuständigen Gebietskörperschaften sowie die 
im Bildungswesen mitwirkenden Gruppen beteiligt werden, um die bildungspolitischen MJß­
nahmen an die Besonderheiten des Planungsraumes anzupassen. 

Eine Regional isierung der Programme allein wUrde noch nicht zu dem gewunschten Erfolg 
fuhren. Es mUßte eine weitgehende Unabhängigkeit der Bildungsentscheidungen von den Ge­
meindefinanzhaushalten erreicht werden. Die Länder mUßten ihren Anteil an den Bildungsaus­
gaben erhöhen. Diese Änderung der Finanzverteilung fuhrt zu einer weiteren Zentralisierung, 
die durch die Regel, "wer finanziert, der entscheidet auch", gestUtzt wird. Die Nachteile 
einer weiteren Zentralisierung, die ein Grund fUr das Bildungsgefälle ist, wUrden aber durch 
eine Beteil igung der Gebietskörperschaften und der im Bildungswesen mitwirkenden Gruppen 
am Planungs- und Entscheidungsprozeß ausgeglichen werden. 

1. Die Bildungspolitik wird als ein wichtiges Instrument zur Entwicklungs- und Mobilitäts­
förderung im ländlichen Raum angesehen. Diese Aufgabe hat das Bildungswesen in fast allen 
ländlichen Gebieten kaum erfullt. Es besteht eine erhebliche Skepsis, daß die Bildungspolitik 
in Zukunft den Anforderungen gerecht werden kann. 

2. Das Bildungsangebot im ländlichen Raum ist in den letzten Jahren erweitert worden. Von 
einer Erfüllung bildungspolitischer Ziele ist man jedoch noch weit entfernt. Eine Reihe von 
Faktoren, die die gesell schaf tl iche und wirtschaftl iche Struktur des ländl ichen Raumes bestim­
men und außerhalb des Aktionsfeldes der Bildungspolitik liegen, verhindern eine Veränderung 
des Bildungsverhaltens. Der Wert der Bildung wird von einem großen Teil der ländlichen Be­
völkerung immer noch gering geschätzt. 

3. Die bisherige Bildungspolitik kann nicht als ein wirksames Instrument zur Mobilitätsförde­
rung im ländlichen Raum angesehen werden, weil 
- die Bildungsziele und -inhalte zu starr auf bestimmte Arbeitsfunktionen ausgerichtet sind, 

die Arbeitsfunktionen sich schneller ändern als das Curriculum, 
die aus pädagogischen Gründen erforderliche Konzentration des Bildungsangebots wegen 
der demographischen und infrastrukturellen Verhältnisse im ländlichen Raum auf Schwierig­
keiten stößt, die nur mit erheblichen finanziellem Aufwand gelöst werden können, 
die Breitenwirkung der Bildungsinvestitionen die kommunalen Entscheidungsträger zu einer 
tendenziellen Unterversorgung des Bildungsangebots veranlaßt, 
die Bildungsbereitschaft der Bevölkerung aufgrund exogener Faktoren zum Teil gering ist. 

4. Die Bildungspolitik kann ein Instrument zur Mobilitätsförderung im ländlichen Raum wer­
den, wenn die organisatorischen und curricularen Reformen realisiert sind, und eine mit den 
Ballungsräumen und anderen sozialen Schichten vergleichbare Bildungsbeteiligung im ländli­
chen Raum erreicht werden kann. Dazu ist erforderlich, daß 
- die Curriculumforschung und Modellversuche intensiviert werden, 
- die Bildungsprogramme der Länder auf homogene re Raumeinheiten, die mehrere Kreise um-

fassen, regionalisiert werden, 
- die Kommunen und die im Bildungswesen beteiligten Gruppen stärker an der Bildungsplanung 

beteiligt werden, 
- die Bildungsentscheidungen von den Gemeindefinanzen weitgehend unabhängig werden. 
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